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In Sachen

Beklagten, Revisioneklägerin und Revisionsbeklagten,

gegen

0 o e o o a . . . 0 o . . . . ° . . l 0 .

Kläger, Revisionsbeklagten und Revisionskläger,

hat der 3„ Senat des Bundessozialgerichts in Kassel

am 25. Januar 1956 ohne mündliche Verhandlung für

Recht erkannt:

Die Revisionen des Klägers und der Beklagten gegen

das Urteil des Landessozialgerichts . „ . „ ° . ‚..

vom 26. Juli 1954 werden zurückgewiesen°

Die Beteiligten haben einander Kosten nicht zu er—

stetten„

V o n R‘e c h t s w e g e n°
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10 Der Kläger war seit 1921 bei der ehemaligen Bezirks—Kranken—
versicheruh33anstalt Xxxxxxxxxx (im ehemals sudetendeutschen

Gebiet der TSChechoslowakei) angestellt° Nach der Eingliede—

rung dieses Gebiets in das Deutsche Reich Wurde er im Jahre

1941 durch Dienstvertrag mit'der Allgemeinen Ortskrankenkasse

kxxkxxkxxx„ in die die frühere Bezirks—Krankenversicherungs—

anstalt XXXXXXXXXX umgewandelt werden war, als Kasseninspektor

angestellt; auf die Dienstordnung der Kasse wurde zur Er—

gänzung des Vertrags Bezug genommen. Anläßlich der Vereinigung

der Allgemeinen Ortskrankenkasse xxxxxxkxxx mit der beklagten

Krankenkasse wurde er von dieser mit Wirkung vom 1. Mai 1943

übernommen. Die bisher selbständige Allgemeine Ortskranken—

kasse kxxkxxxxxx wurde eine von der beklagten Krankenkasse

abhängige Dienststelle° Der Kläger blieb in xxxXxkkxxxxim'

Kassendienst — auch nach Loslösung der Krankenkasse xxx£xxx

rxxx von der Beklagten infolge Rückgliederung des zu ihrem

Zuständigkeitsbereich gehörenden Gebiets zur Tschechoslowakei

bis zu seiner Vertreibung im Jahre 1946 tätig" Seine wieder—

holten Bemühungen um Wiederverwendung bei der Beklagten blie-

ben erfolglos; sein Verlangen, die Beklagte möge ihm ab

le August 1945 die ihm vertraglich zustehenden Bezüge zahlen,

wurde Von dieser mit Bescheid vom 16° April 1952 abgelehnt°

Auf Antrag des Klägers entschied das Versicherungsamt kxxnxnz

durch Beschluß vom 26. November 1953, in dem es feststellte,

daß das_Dienstverhältnis des Klägers zur Beklagten fort-

bestehe und dem Kläger aus diesem Dienstverhältnis AnSprüche

auf Dienstbezüge gegen die Beklagte zuständen°

Gegen diesen Beschluß legte die Beklagte am 15. Dezember 1955

Beschwerde beim Oberversicherungsamt (OVA‚) ankxer ein°

Nach Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) gab das

OVA„ die Sache an das Sozialgericht (SGer.) XXXXXXXX ab, das

mit Urteil vom 15. März 1954 den zum SGer. beschrittenen

Rechtsweg für unzulässig erklärte°
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Die Berufungen des Klägers und der Beklagten wurden vom
kaxxyxxxxx Landeesozialgericht (LSGer.) durch Urteil vom

26° Juli.l954 zurückgewiesen. Ferner wurde die Sache auf

den hilfsweise in diesem Rechtszug gestellten Antrag des

Klägers hin an das Arbeitsgericht xxxxxx verwiesen; die

Revision wurde zugelassen. Das LSGer° sah das Dienstver—

hältnis eines der Dienstordnung unterstehenden Angestellten

einer Krankenkasse ("DO—Angestellten") als bürgerlich—recht—
lich an und hielt demgemäß für Streitigkeiten aus diesem

Dienstverhältnis den Rechtsweg zu den Arbeitsgerichten

für gegebeno

Gegen dieses — den Beteiligten am @;_thgpggllgjg zuge—
stellte — Urteil haben die Beteiligten Revision eingelegt„

Der Kläger hat mit seiner am é;_Ngyegpggllg■g beim Bundes—

sozialgericht (B3Ger„) eingegangenen Revision beantragt,

unter Aufhebung des Urteils des Xxxxxxxxxxx LSGer°

vom 26° Juli 1954 und des Urteils des SGer„ xxxxkx

XXX vom 150 März 1954 die Beschwerde der Beklagten

gegaa den Beschluß des Versicherungsamts xxxxxx

vom 26° November 1953 zurückzuweisen und festzu—

stellen, daß das Dienstverhältnis des Klägers zurg
Beklagten fortbesteht und dem Kläger gegen die Be—

klagte aus diesem Dienstverhältnis Ansprüche auf

Dienstbezüge zustehen; ferner die Beklagte zu ver—

urteilen, dem Kläger auch die Kosten des zweiten

und dritten Rechtszuges zu erstatten°

Die Beklagte hat mit der am 293 thgper_l323 beim BSGer°

eingegangenen Revision beantragt zu erkennen:

I. Das
Urteil

des kxxxxxnknxsz8Ger„ vom 26„Juli

l954 —Nr.Kr„ 6 und lO/54 wird in Ziff° I und
II aufgehoben;

II. Für Streitigkeiten aus dem Dienstrecht der-

Krankenkassenangestellten zwischen einer

Krankenkasse und einem Bediensteten nach

der Dienstordnung einer Krankenkasse ist

der Rechtsweg nach dem SGG vom 5„ September

1953 (BGBi„ I 3° 1239) zuständig„
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III, Im Falls das BSGer. den Rechtsweg vor der Sozial—
gerichtsbarkeit bejaht, wird zugleich um Sach—

entscheidung gebeten und hierzu Abweisung der

Klage des‘xxxxXxx'beantragt°

IV. Falls das BSGer. den Rechtsweg vor den Sozial—

gerichten verneint, wird beantragt, für die

Klage des XXXXXXX ein Gericht der Verwaltungs—

gerichtsbarkeit für zuständig zu erklären„\

Die Revisionen sind von den Beteiligten — vom Kläger mit einem

beim BSGe1. am 12. November 1954 eingegangenen Schriftsatz, von
der Beklagten in der Revisionsschrift — begründet worden. Sie

halten die Verweisung des Rechtsstreits an das Arbeitsgericht

für unzulässig; nach ihrer Ansicht hätten SGer‚ und LSGer. in
der Sache selbst entscheiden müssen, weil es sich im vorliegen—

den Fall um eine öffentlich—rechtliche Streitigkeit in Ange—

—legenheiten der Sozialversicherung handele.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung nach Lage der

Akten einverstanden erklärt.

Gegen die Zulässigkeit beider Revisionen bestehen keine Be—

denken°

Zutreffend hat das LSGer. auch die Beklagte durch das klage—

abweisende Urteil der ersten Instanz für beschwert erachtet,

da nicht eine Sachabweisung, sondern nur eine Prozeßabweisung

erfolgt ist, die der Rechtskraftwirkung in der Sache selbst er—

mangelt. Die Beklagte war deshalb zur Einlegung der Berufung

berechtigt. Durch die Zurückweisung der Berufung war sie er—

neut beschwert und somit berechtigt, Revision einzulegen°

Die Revisionen sind jedoch nicht begründet,

Klagegrundlage ist der zwischen den Beteiligten abgeschlossene

Dienstvertrag, den die Beklagte als nicht mehr für sie verbind—

' lich ansieht. Für diesen Rechtsstreit wäre der Rechtsweg zu

den Gerichten der Sozialgerichtsbärkeit dann gegeben, wenn es

sich um eine öffentlich«rechtliche Streitigkeit in Angelegen—

heiten der Sozialversicherung im Sinne des 5 51 Abs. 1 des SGG

_ 5 _
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handeln würde. Wie der erkennende Senat jedoch bereits durch

Urteil vom 23. November1955 (3 BK 10/55) entschieden und in
dieser Entscheidung näher_dargelegt hat, muß ein der Dienst—

ordnung einer Krankenkasse unterstehendes Dienstverhältnis

als bürgerlich—reéhtliches Rechtsverhältnis aufgefaßt werden„
Demnach entspringt der Klageanspruch nicht einem Rechtsver—
hältnis, das dem öffentlichen Recht angehört° Zutreffend hat
das LSGer° vielmehr den vorliegenden Rechtsstreit als eine

"bürgerliche Rechtsstreitigkeit zwischen Arbeitnehmer und

Arbeitgeber aus dem Arbeitsverhältnis" angesehen, für die
nach 5 2 Abs„ 1 Nr. 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes (AGG)

die Arbeitsgerichte ausschließlich zuständig sind.

Die Kostenentscheidungberuht auf‘s 193Abs. 1 SGG°
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